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	80.700

Kostenneutral durch Bußgelder und Gebühren



1.
 Antrag, Stellenausstattung

Beantragt wird die Schaffung von einer Stelle in der Besoldungsgruppe A10 gD für den Bereich „Gewerbeüberwachung, Gewerbeuntersagungen und Illegales Wirtschaften“ bei der Dienststelle „Gewerbe- und Gaststättenrecht“ des Amts für öffentliche Ordnung.

2.
Schaffungskriterien

Den zusätzlichen Arbeitsplatzkosten in Höhe von 80.700 €/Jahr kosten stehen erwartete Mehreinnahmen aus Bußgeldern (jährlich circa 29 Ordnungswidrigkeiten wegen illegalem Wirtschaften mit jeweils einem durchschnittlichen Bußgeld in Höhe von 3.000 € = 87.000 €) sowie aus Gebühren für verwaltungsrechtliche Anordnungen (jährlich circa 12 Anordnungen von Gewerbeuntersagungen mit durchschnittlichen Gebühren in Höhe von 280 € = 3.360 €) gegenüber. Insgesamt sind Mehreinnahmen von rund 90.000 € zu erwarten. Die Stellenschaffung ist damit kostenneutral. 
3.
Bedarf

3.1 Anlass



Die gesetzlich geregelte Pflichtaufgabe der Gewerbeuntersagung verfolgt den Schutzzweck, unzuverlässige Betriebe „vom Markt zu nehmen“. Die Weiterführung wirtschaftsschädigender Betriebe muss unterbunden werden, wenn sich deren gewerbliche Unzuverlässigkeit aus straf- und/oder steuerrechtlichen Gründen der/des Verantwortlichen ergibt. Hier besteht ein staatliches Regulativ seriös arbeitende Firmen vor unseriöser Konkurrenz zu schützen. 

Die Anzahl der einzuleitenden Gewerbeuntersagungsverfahren hat sich innerhalb der vergangenen 10 Jahre nahezu verdoppelt (Stand 1999: 256 Fälle; Stand 2009: 430 Fälle, Stand 2010: 391 Fälle). Etwa 2/3 der Untersagungsverfahren betreffen Fälle aus dem Bereich des „Illegalen Wirtschaftens“. „Illegales Wirtschaften“ umfasst alle Vergehen mit einem Bezug zur Gewerbeausübung.

Die von der Behörde im Rahmen dieser Verfahren auszuwertenden Urteile und Strafbefehle weisen regelmäßig auf erhebliche kriminelle Energien bei den betroffenen Gewerbetreibenden hin. Steuerhinterziehung, Bankrott, Insolvenzverschleppung, Betrug und illegale Beschäftigung sind dabei die häufigsten Vergehen. 

Die Gewerbeuntersagungsverfahren greifen in komplexe Lebenssachverhalte und die sensible Privatsphäre der Betroffenen und ihrer Beschäftigten ein. Sie stellen einen schwerwiegenden Eingriff in die grundgesetzlich geschützte Berufs- und Gewerbefreiheit der Betroffenen dar. Der mit dem Verfahren verbundene Bearbeitungsaufwand ist durch die von der Rechtsprechung vorgegebenen, zu erfüllenden Anforderungen entsprechend groß. Die zur Vorbereitung notwendige Zusammenarbeit zwischen der Gewerbebehörde und der Polizei, Staatsanwaltschaft, den Kammern, öffentlichen Gläubigern und der Steuerfahndung erfordert trotz der guten Vernetzung der beteiligten Stellen einen hoher Arbeits- und Abstimmungsaufwand. 

Zudem wird von vielen Betroffenen mit einem hohen Anteil an krimineller Energie versucht, die Gewerbeuntersagung zu umgehen und das Gewerbe weiterhin selbst oder durch so genannte „Strohmannverhältnisse“ oder andere Firmenkonstrukte fortzuführen. Diese müssen im Rahmen der Bekämpfung der Schwarzarbeit durch erneuten Ermittlungsaufwand nachgewiesen und geahndet werden, um die Wirksamkeit der erfolgten Gewerbeuntersagung zu sichern.
3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Die Abwicklung der Gewerbeuntersagungsverfahren im Bereich des „Illegalen Wirtschaftens“ erfolgt durch drei Mitarbeiter des gehobenen Dienstes mit einem prozentualen Stellenanteil von insgesamt 1,9 Stellen. Dieser prozentuale Stellenanteil kann aufgrund anderer Aufgaben in den einzelnen Bereichen nicht weiter erhöht werden.

In eine Fallbearbeitung wird zur Zeit aufgrund des fehlenden Personals überhaupt erst eingestiegen, wenn die durch die Rechtssprechung und Gesetzeslage geltenden Unzuverlässigkeitsgrenzen für Gewerbetreibende bereits um ein Vielfaches überschritten sind und ein längeres Zuwarten zu haftungsrechtlichen Ansprüchen gegen die Stadt Stuttgart hätte führen können. 

Faktisch konnten nur ca. 40% der gemeldeten Fälle bearbeitet werden.

3.3 
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Gewerberechtlich unzuverlässige Gewerbetreibende schädigen die Allgemeinheit (Bürger, Staat und die „redlichen“ Gewerbetreibenden). Ohne eine Ausweitung des Stellenbestands, können sich gewerberechtlich unzuverlässige Betriebe weiterhin nahezu ungestört von der Behörde am Markt etablieren. Somit wird eine weitere Verschärfung der wirtschaftlichen Situation, vor allem des redlich wirtschaftenden Mittelstandes, toleriert, was dem Wirtschaftsstandort Stuttgart nachhaltig schadet. Der Wirtschaftsstandort verliert langfristig für redliche Unternehmen an Interesse.

Dass hier dringender Handlungsbedarf besteht, zeigt sich u.a. an der Entwicklung der Insolvenzen. Die Zahl der eröffneten Insolvenzverfahren ist in den letzten 10 Jahren um nahezu das 14-fache (!) gestiegen (1999: 1.060; 2009: 14.601; Quelle: StaLA). Fachleute gehen davon aus, dass ein Großteil dieser Insolvenzen auf unzu-verlässige Gewerbetreibende zurückgeht: Die eigene Zahlungsunfähigkeit dieser unzuverlässigen Betriebe führt bei an sich gesunden Unternehmen zu nicht realisierbaren Ausständen mit den entsprechenden Konsequenzen (drohende Insolvenz) – ein Abwärtsstrudel beginnt. 

Werden die der Gewerbebehörde obliegenden Aufgaben nicht mehr zeitnah erfüllt, kommt es zu Einwänden der Berufsverbände und der öffentlichen Gläubiger.

4. Stellenvermerke

KW (01/2014)
Das Vorliegen der Kostenneutralität ist vom Amt für öffentliche Ordnung zum nächsten Doppelhaushalt nachzuweisen.
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